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Einleitung 

Die NATO überprüft in diesen Monaten ih-
re Rüstungskontrollpolitik, wie es die Staats- 
und Regierungschefs auf dem Washingtoner 
Gipfel im April 1999 beschlossen haben. Im 
Kommuniqué des Gipfels heißt es: "Im 
Licht der strategischen Entwicklung insge-
samt und der abnehmenden Bedeutung nuk-
learer Waffen wird die Allianz Optionen für 
vertrauens- und sicherheitsbildende Maß-
nahmen, Verifikation, Nichtverbreitung so-
wie Rüstungskontrolle und Abrüstung prü-
fen."1 Erste Zwischenergebnisse und Vor-
schläge für künftige Initiativen werden den 
NATO-Außenministern im Dezember die-
ses Jahres zur Diskussion vorliegen. 

Die NATO und ihre Mitglieder stehen u.a. 
vor der Aufgabe, konkrete Schritte zu be-
schließen, mit denen die NATO dazu bei-
trägt, die Abrüstungsziele umzusetzen, die 
auf der Überprüfungskonferenz des nuklea-
ren Nichtverbreitungsvertrages (NVV) in 
diesem Jahr festgelegt wurden2. Diese Ziele 
wurden jüngst erneut bekräftigt, als die 
NATO-Staaten den Resolutionen der New 
Agenda Coalition und Japans bei  der Gene-
ralversammlung der Vereinten Nationen zu-
stimmten. Zugleich muß die Allianz ent-
scheiden, ob sie mit eigenen Vorschlägen 
und Ideen den amerikanischen Nuclear Po-
sture Review beeinflussen will, der im 
kommenden Jahr ansteht, oder ob sie des-

sen Ergebnisse abwarten und damit auf eine 
Einflußnahme auf die Nuklearpolitik der 
nächsten US-Administration verzichten will. 

Die Ergebnisse des Überprüfungsprozesses 
der NATO werden Auswirkungen auf die 
künftigen Chancen nuklearer Abrüstung 
und Nichtverbreitung haben. Die NATO als 
Organisation ist zwar nicht an bilateralen 
und multilateralen Verhandlungen über Ab-
rüstung, Rüstungskontrolle und Nicht-
verbreitung beteiligt. Zu ihren Mitgliedern 
zählen aber drei Nuklearmächte und wichti-
ge nicht-nukleare Staaten, so daß keine an-
dere Organisation einen vergleichbaren Ein-
fluß auf diese Prozesse ausüben kann wie 
die NATO. 

Der Vorschlag 

Diese Policy-Note untersucht, ob und ggf. 
wie die nicht-nuklearen Staaten der NATO 
einen eigenständigen Beitrag zur Stärkung 
der erklärten gemeinsamen Politik der nuk-
learen Abrüstung und Nichtverbreitung leis-
ten können. Das Ergebnis lautet: Dies ist 
sowohl möglich als auch sinnvoll. Jene 
nicht-nuklearen NATO-Mitglieder, die sich 
an der nuklearen Teilhabe in der NATO be-
teiligen und die technische Fähigkeit zum 
Einsatz von Nuklearwaffen besitzen, kön-
nen ohne Verlust an Sicherheit und politi-
schem Einfluß auf diese Fähigkeit verzich-
ten und sollten dies – dem Gipfel-
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Kommuniqué entsprechend – auch tun. 
Gleichwohl sollten sie weiterhin an der nuk-
learen Planung der NATO mitwirken. Alle 
sechs betroffenen Staaten können diesen 
Weg gemeinsam beschreiten. Falls dies der-
zeit nicht gemeinsam möglich ist, sollten 
einzelne wichtige NATO-Staaten wie die 
Bundesrepublik eine Vorreiterrolle über-
nehmen. Ein solcher Schritt, so argumen-
tiert diese Policy-Note, würde 

• erstens einen wesentlichen Impuls für 
die nukleare Abrüstung darstellen und 
insbesondere das Zustandekommen ei-
nes START-III Abkommens erleichtern, 
das viele Tausend nicht länger benötigte 
Nuklearwaffen zur Abrüstung freigibt 
und  erstmals substrategische Nuklear-
waffen in einem Abrüstungsvertrag er-
faßt; 

• zweitens einen wichtigen Beitrag zur 
Stärkung des nuklearen Nichtverbrei-
tungsregimes leisten, weil er den Anlaß 
aller Zweifel, ob die nukleare Teilhabe 
mit dem Nichtverbreitungsvertrag ver-
einbar ist, beseitigt;  

• drittens dazu beitragen, die Bedeutung 
und Rolle nuklearer Waffen in der  
NATO-Strategie zu reduzieren. Die 
Nuklearpolitik der Allianz könnte in 
größere Übereinstimmung mit dem 
Gutachten des Internationalen Ge-
richtshofes aus dem Jahr 1996 gebracht 
werden.  

Darüber hinaus kommt diese Policy-Note 
zu folgenden Schlüssen: 

• Die nuklearen Mitsprache- und Konsul-
tationsrechte in der NATO bleiben ge-
wahrt, auch wenn nicht-nukleare 
NATO-Staaten die technische Fähigkeit 
aufgeben, Nuklearwaffen im Kriegsfall 
einzusetzen. 

• Die nukleare Abschreckung bleibt erhal-
ten, ebenso die Solidarität unter den 
Bündnispartnern, die in einer fairen Tei-
lung der nuklearen Risiken und Verant-
wortlichkeiten zum Ausdruck kommt. 

• Der innere Zusammenhalt des Bündnis-
ses, die Kohäsion, wird deutlich ge-
stärkt, weil sich die bis heute immer 
wiederkehrenden Debatten über Zonen 

ungleicher nuklearer Sicherheit in der 
Allianz erübrigen, wenn alle nicht-
nuklearen Mitglieder in einheitlicher 
Form an der Nuklearpolitik der NATO 
beteiligt sind.  

• Schließlich werden heute noch unter-
schiedliche nationale nukleare Interes-
senlagen innerhalb der NATO harmoni-
siert und vereinheitlicht; dies kann kon-
struktiv für eine Stärkung der Nicht-
verbreitungspolitik und Abrüstungspoli-
tik der NATO genutzt werden. 

Nukleare Teilhabe in der NATO 

Die Nukleare Teilhabe zielt darauf ab, auch 
die nicht-nuklearen Staaten in die Nuklear-
planung und -entscheidungen der NATO zu 
integrieren und ihnen die Möglichkeit zur 
Mitsprache zu geben. In ihr kommt zum 
Ausdruck, daß die Nuklearmächte kein Mo-
nopol in Sachen ‚Nuklearpolitik des Bünd-
nisses’ haben, sondern die Interessen der 
nicht-nuklearen Staaten mit berücksichtigen 
müssen. Die Nukleare Teilhabe der NATO 
besteht aus zwei Mechanismen, einem poli-
tischen und einem technischen.  

Die politische Teilhabe besteht aus der Mit-
arbeit und Mitsprache der nicht-nuklearen 
Staaten in der Nuklearen Planungsgruppe 
(NPG) der Allianz. Diese diskutiert Fragen 
der nuklearen Einsatzplanung, der Nuklear-
strategie, erörtert Stationierungsmaßnahmen 
und legt die Konsultationsmechanismen für 
Nuklearwaffeneinsätze fest. Sie wurde 1966 
im Vorfeld der Unterzeichnung des NVV 
gegründet und sollte sicherstellen, daß die 
Interessen der nicht-nuklearen NATO-
Staaten an nuklearer Mitsprache auch nach 
dem Inkrafttreten dieses Vertrages gewahrt 
blieben. Sie bestand zunächst aus vier stän-
digen Mitgliedern (USA, GB, I und BRD, 
gab diesen also ein besonderes Gewicht), 
und vier Mitgliedern, die sich im Rotations-
verfahren abwechselten. Seit 1979 steht die 
NPG allen NATO-Mitgliedern offen, und 
alle Teilnehmer sind formal gleichberechtigt. 
Die Planungsgruppe ist der zentrale politi-
sche Mechanismus der nuklearen Teilhabe. 
Hier gelang es in der Vergangenheit immer 
wieder, Differenzen zwischen den NATO-
Staaten in Nuklearfragen zu überbrücken. 
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Die andere Komponente der nuklearen 
Teilhabe besteht in der technischen Fähig-
keit nicht-nuklearer Staaten, einen Nuklear-
waffeneinsatz durchzuführen. Gegenwärtig 
sind sechs der nicht-nuklearen Alliierten mit 
nuklearfähigen Trägersystemen ausgerüstet, 
die im Kriegsfall für einen Nuklearwaffen-
einsatz sofort bereitstehen. Dabei handelt es 
sich um speziell ausgerüstete Kampfflug-
zeuge, sogenannte dual capable aircraft 
(DCA), die man gleichermaßen mit konven-
tionellen und nuklearen Waffen bestücken 
kann. Deren Besatzungen werden in Frie-
denszeiten ausgebildet und trainiert, Nukle-
arwaffeneinsätze vorzubereiten und durch-
zuführen. Die Nuklearwaffen werden von 
den USA bereit gestellt und vor Ort, auf den 
Flugplätzen der europäischen Bündnispart-
ner, gelagert. Sie bleiben jedoch in Friedens-
zeiten stets unter der Kontrolle der US Air 
Force und würden nur im Fall eines 
Kriegseinsatzes an die Streitkräfte der nicht-
nuklearen Alliierten übergeben. Die techni-
sche nukleare Teilhabe entstand ursprüng-
lich in den späten 50er und frühen 60er Jah-
ren, als die Vereinigten Staaten einigen 
nicht-nuklearen Verbündeten Trägersysteme 
zum Einsatz amerikanischer Nuklearwaffen 
verkauften. Dafür wurden bilaterale Verträ-
ge abschlossen, sog. Kooperationsabkom-
men (Programs of Cooperation, PoC), die 
fast alle bis heute in Kraft sind.  

Zum Einsatz amerikanischer Nuklearwaffen 
technisch befähigt sind heute Luftwaffen-
einheiten in Belgien, Deutschland, Grie-
chenland, Holland, Italien und der Türkei; 
früher waren auch Kanada und Frankreich 
beteiligt. Einige andere nicht-nukleare 
NATO Staaten, so Island, Dänemark, Nor-
wegen und Spanien, beteiligen sich nur an 
der politischen nuklearen Teilhabe und leh-
nen in Friedenszeiten auch die Stationierung 
nuklearer Waffen auf ihrem Territorium ab. 
Kanada beendete seine Beteiligung an der 
technischen nuklearen Teilhabe 1989. Die 
neuen NATO-Mitglieder, Polen, Ungarn 
und die Tschechische Republik, partizipie-
ren ebenfalls nur an der politischen Teilha-
be. 

Ein einheitlicher Status für alle nicht-
nuklearen Alliierten 

Der  Schutz der nuklearen Abschreckung 
gilt allen NATO-Staaten gleichermaßen. Er 
ist nicht davon abhängig, ob ein NATO-
Staat Nuklearwaffen besitzt oder nicht, ob 
er sie lagert oder nicht und ob er sie im 
Kriegsfall einsetzen kann oder nicht. Dies 
hat das Bündnis jüngst erneut und unmiß-
verständlich im Blick auf die neuen Mitglie-
der deutlich gemacht. Für sie gilt der gleiche 
nukleare Schutz wie für alle anderen 
NATO-Staaten. Es gibt keine Zonen unter-
schiedlicher nuklearer Sicherheit im Bünd-
nis. Dies gilt, obwohl die NATO in der 
NATO-Rußland-Grundakte 1997 politisch 
verbindlich zugesagt hat, 

• in diesen Staaten keine Nuklearwaffen 
zu stationieren und  

• keine Infrastruktur für die Stationierung 
von in Nuklearwaffen vorzuhalten oder 
zu bauen. 

Darüber hinaus haben US-Außenministerin 
Albright und Verteidigungsminister Cohen 
bestätigt, daß die Allianz nicht beabsichtigt, 

• Piloten aus den neuen Mitgliedsstaaten 
für Nuklearaufgaben auszubilden; 

• Spezialausrüstung für nuklearfähige 
Flugzeuge bereitzustellen; 

• von den neuen Mitgliedern die Beschaf-
fung nuklearfähiger Kampfflugzeuge zu 
fordern und 

• mit den neuen Mitgliedern nukleare Ko-
operationsabkommen (PoC) abzuschlie-
ßen3. 

Die Selbstverpflichtungen der NATO im 
Hinblick auf die neuen Mitglieder sind poli-
tisch bindend und technisch kurzfristig nicht 
umkehrbar.  

Am Beispiel der neuen NATO Mitglieder 
wird deutlich, daß Umfang und Charakter 
der nuklearen Sicherheitsgarantie im Bünd-
nis nicht vom Umfang der technischen Be-
teiligung dieser Staaten an der Implementie-
rung der Nuklearstrategie der NATO ab-
hängen. Auch für ihre gleichberechtigte 
Mitarbeit in der NPG, ihr Mitspracherecht 
bei der nuklearen Planung und den Konsul-
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tationen im Bündnis ergeben sich keine Be-
nachteiligungen. Letzteres wurde auch deut-
lich, als Kanada 1989 die Fähigkeit aufgab, 
Nuklearwaffen mit kanadischen Trägersys-
temen einzusetzen. 

Aus dieser Entwicklung ergibt sich eine 
spannende Frage: Wäre es möglich und 
sinnvoll, wenn die Beteiligung aller nicht-
nuklearen Staaten an der Implementierung 
der Nuklearstrategie der NATO vereinheit-
licht würde? Diese Möglichkeit eröffnet 
sich, weil offensichtlich ein wichtiges Argu-
ment aus der Zeit der Einführung der nuk-
learen Teilhabe nicht länger Gültigkeit hat: 
Die Fähigkeit „mitzumachen“, Trägersyste-
me für den Nuklearwaffeneinsatz bereitzu-
stellen, kann nicht mehr die Voraussetzung 
dafür sein, „mitentscheiden“ zu können. 
Würde dieses Argument noch gelten, so wä-
ren die Zusagen der NATO an die neuen 
Mitglieder, daß aus ihrem Verzicht in keiner 
Weise eine „Zweitklassigkeit“ folge, schlicht 
falsch. 

Für eine derartige Veränderung in der Poli-
tik der NATO spricht auch: Es gibt heute 
keine überzeugende sicherheitspolitische 
Begründung mehr dafür, daß etliche nicht-
nukleare Staaten in der NATO die Fähigkeit 
besitzen müssen, Nuklearwaffen einzuset-
zen. Für die Glaubwürdigkeit der Nuklear-
abschreckung ist dies nicht länger notwen-
dig. Der Kalte Krieg ist vorbei, und der We-
sten hat in den letzten zehn Jahren ein so 
hohes Maß an Sicherheit erreicht, daß eine 
ernsthafte, umfassende militärische Bedro-
hung nicht mehr gegeben ist. Die NATO 
hat dieser Entwicklung im Blick auf andere 
Aspekte bereits sichtbar Rechnung getragen, 
so zum Beispiel durch eine deutliche Redu-
zierung der Zahl den in Europa stationierten 
Nuklearwaffen. Was verblieb, entspricht in 
etwa dem Minimum dessen, was erforder-
lich ist, um die Fähigkeit der nicht-nuklearen 
Staaten Europas zum Atomwaffeneinsatz 
aufrechtzuerhalten.  

Es bleibt also die Frage, ob dieses an der 
Aufrechterhaltung der nuklearen Teilhabe 
orientierte Potential weiter erforderlich ist, 
um eine solidarische, faire Teilung der Auf-
gaben, Risiken und Verantwortlichkeiten, 
insbesondere in einem Bereich wie der Nuk-
learwaffenpolitik, unter den NATO-

Mitgliedern sicherzustellen. Diese Überle-
gung spielte zu Zeiten des Kalten Krieges 
eine wesentliche Rolle, weil vermieden wer-
den sollte, daß nuklearbewaffnete US-
Verbände und europäische Verbände ohne 
Nuklearwaffen Seite and Seite einen großen 
Landkrieg in Europa auskämpfen müßten. 
Diese Situation trug erheblich zu der argu-
mentativen Kopplung nuklearer Mitsprache-
rechte an die gleichzeitige Beteiligung an der 
technischen nuklearen Teilhabe bei.  

Mit dem Ende des Kalten Krieges hat sich 
auch hier die Lage wesentlich verändert. 
Dies kommt in der vollständigen Denuklea-
risierung der Heere in Europa und Nord-
amerika am besten zum Ausdruck. Es wirft 
die Frage auf, ob unter den gegenwärtigen, 
deutlich veränderten Bedingungen eine soli-
darische und faire Teilung der Aufgaben, 
Risiken und Verantwortlichkeiten in der 
NATO weiterhin gewährleistet ist und ob 
die Fähigkeit einzelner nicht-nuklearer 
NATO-Staaten zum Nuklearwaffeneinsatz 
dafür eine unverzichtbare Voraussetzung ist. 
Schon fast klassisch für die NATO ist, daß 
es in diesem Diskurs vor allem darum geht, 
ob die europäischen NATO-Staaten sich 
hinreichend an nuklearen Risiken, Aufgaben 
und Verantwortlichkeiten beteiligen.  

Unzweifelhaft ist, daß von den Restrisiken, 
denen sich die NATO ausgesetzt sieht, die 
in Europa stationierten US-Truppen und die 
Europäischen NATO-Staaten mit ihren 
Streitkräften wahrscheinlicher und stärker 
bedroht sind als das Territorium der Verei-
nigten Staaten oder Kanadas. Dies gilt für 
konventionelle Bedrohungen in gleicher 
Weise wie für potentielle Risiken, die von 
Massenvernichtungswaffen ausgehen. Es gilt 
nur in begrenztem Umfang für Risiken, die 
sich aus asymmetrischer Kriegführung 
durch staatliche oder terroristische Kräfte 
ergeben könnten. Auch blieben diejenigen 
Risiken erhalten, die sich daraus ergeben, 
daß die nicht-nuklearen Staaten den militä-
risch integrierten Nuklearmächten der Alli-
anz Einsatzbasen für ihre DCA zur Verfü-
gung stellen. Die nicht-nuklearen Staaten 
erweisen sich also bereit, ein eher größeres 
als kleineres „Risiko“ zu tragen, zumindest 
aber ihren fairen Anteil. Ihrem fairen Anteil 
an der „Verantwortung“ werden sie gerecht, 
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indem sie die auf nuklearer Abschreckung 
beruhende NATO-Strategie politisch mit-
tragen und deren Ausplanung und Imple-
mentierung gemeinsam mit den nuklearen 
Staaten in der Nuklearen Planungsgruppe 
und deren nachgeordneten Strukturen mit-
verantworten. Zu einer fairen, gleichberech-
tigten „Aufgabenteilung“ im Bereich nuklea-
rer Streitkräfte sind die nicht-nuklearen 
Staaten aufgrund ihres Status und ihrer Ver-
pflichtungen aus dem NVV per definitio-
nem nicht in der Lage. Die USA äußern 
deshalb auch keinerlei Wünsche, daß die eu-
ropäischen Staaten im Rahmen der nuklea-
ren Teilhabe mehr Aufgaben übernehmen 
sollten. Mangelnde europäische Fähigkeiten 
werden von den USA dagegen seit Jahr-
zehnten im konventionellen Bereich kriti-
siert. Dies führt zu einer interessanten 
Schlußfolgerung: Würden die europäischen 
Staaten, die zum Einsatz nuklearer Waffen 
befähigt sind, auf diese Option verzichten, 
so könnten sie ihren Kritikern aus den USA 
zumindest ein kleines Stück entgegenkom-
men und einige Dutzend zusätzliche 
Kampflugzeuge für konventionelle Aufga-
ben bereitstellen. Zudem: Ihre solidarische 
Teilnahme an einem eventuellen Nuklear-
einsatz der NATO wäre weiterhin möglich. 
Die NATO erachtet die Bereitstellung von 
Infrastruktur, Luftraum, Logistik oder Flug-
zeugen zur elektronischen Kampfführung, 
zum Begleitschutz oder anderen konventio-
nellen Aufgaben schon heute als legitime 
Form der Beteiligung an einem solchen Ein-
satz.  

Schließlich spielte – historisch betrachtet –
ein weiteres Argument eine gewichtige Rol-
le. Die Stationierung amerikanischer Trup-
pen sei an die Stationierung nuklearer Waf-
fen gekoppelt. „No nukes, no troops“, so 
lautet es verkürzt. Und: Über den Abzug der 
Nuklearwaffen der USA aus Europa nach-
zudenken, heiße die Anwesenheit amerika-
nischer Truppen in Frage zu stellen. Doch 
auch dieses Argument hat nach dem Ende 
des Kalten Krieges seine Zugkraft verloren. 
Nur in Europa stationieren die USA heute 
noch Nuklearwaffen und Truppen. In Japan 
und Südkorea werden nur noch Truppen 
stationiert. Auch während des Golfkrieges 
ist nicht bekannt geworden, daß die USA 

Saudi Arabien gedrängt oder überzeugt hät-
ten, der Stationierung amerikanischer Nuk-
learwaffen auf saudischem Territorium zu-
zustimmen. Mit anderen Worten, es geht 
auch ohne – die Präsenz amerikanischer 
Truppen ist nicht von der gleichzeitigen Sta-
tionierung nuklearer Waffen abhängig. 

Mithin: Die nicht-nuklearen Alliierten kön-
nen ihre Fähigkeit, Nuklearwaffen einzuset-
zen, aufgeben, sich weiterhin an der Nukle-
arplanung und den nuklearen Konsultatio-
nen der Allianz beteiligen und müssen nicht 
fürchten, 

• deshalb Einfluß auf die Nuklearpoli-
tik zu verlieren oder 

• sich einem gerechtfertigten Vorwurf 
unzureichender Übernahme von Ri-
siken, Aufgaben und Verantwort-
lichkeiten auszusetzen4 oder 

• zwangsläufig eine Diskussion über 
den Abzug der US-Truppen aus Eu-
ropa heraufzubeschwören. 

Mit einem solchen Schritt würden Umfang 
und Charakter ihrer Beteiligung an der Aus-
gestaltung und Umsetzung der Nuklearstra-
tegie der NATO vereinheitlicht. Zugleich 
wird signalisiert: Die nicht-nuklearen Staaten 
tragen das Konzept nuklearer Abschreckung 
weiterhin politisch mit und werden ihre 
nuklearpolitischen Interessen in der NPG 
einfließen lassen. Sie vergrößern damit den 
inneren Zusammenhalt und die politische 
Handlungsfähigkeit des Bündnisses und be-
reiten eine gemeinsame Ausgangsposition 
vor, um die künftige Rolle von Nuklearwaf-
fen im Bündnis zu diskutieren. Befürchtun-
gen der neuen Mitglieder erübrigen sich, 
letztlich doch innerhalb der Nuklearpolitik 
der NATO benachteiligt zu sein. Bestre-
bungen, den eigenen Status z.B. durch den 
Kauf von nuklearfähigen Flugzeugen auf-
zuwerten, erübrigen sich. Es gibt keinen in-
neren Kreis nicht-nuklearer  Staaten mehr, 
die stärker als andere in die Nuklearpolitik 
der Allianz involviert sind5. Ein wichtiger, 
belastender Faktor in den NATO-Rußland-
Beziehungen verliert seine Bedeutung für 
die Diskussion über die Zukunft der 
NATO-Osterweiterung. 
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Fortschritt bei nuklearer Abrüstung 

Der Verzicht auf eine Beteiligung an der 
technischen nuklearen Teilhabe ist zudem 
ein wichtiger, konstruktiver Beitrag zur nuk-
learen Abrüstung. Die europäischen 
NATO-Staaten können den kommenden 
Prozeß bilateraler Abrüstungsverhandlungen 
über taktische Nuklearwaffen entscheidend 
erleichtern. Rußland und die Vereinigten 
Staaten haben in Helsinki 1997 erstmals an-
gekündigt, über weitere Maßnahmen zur 
Reduzierung taktischer Nuklearsysteme so-
wie über eine verifizierbare Delaborierung 
von Nuklearsprengköpfen zu sprechen, aber 
offengelassen, ob dies im Rahmen künftiger 
START III-Verhandlungen oder in einem 
eigenständigen Kontext geschehen soll. Öf-
fentlich sichtbare, konkrete Schritte lassen 
seither auf sich warten.  

Solche Schritte aber könnten durch den 
Verzicht der nicht-nuklearen Alliierten auf 
die Fähigkeit zu einem Nuklearwaffenein-
satz erleichtert werden. Dieser Verzicht 
kann die Perspektive eines Abzugs der US-
Nuklearsprengköpfe in Europa eröffnen 
und Rußland ein positives Signal geben: Es 
wird leichter, eine alte, russische rüstungs-
kontrollpolitische Forderung zu erfüllen - 
die Eliminierung substrategischer Nuklear-
waffen, die russisches Territorium erreichen 
können und deshalb aus russischer Sicht ei-
ne Zusatzbedrohung außerhalb des vertrag-
lich geregelten Bereichs der strategischen 
Nuklearwaffen darstellen. Dies kann wie-
derum in Moskau dazu beitragen, daß eine 
größere Bereitschaft entsteht, über eine ver-
traglich vereinbarte Reduzierung taktisch-
nuklearer Waffen zu verhandeln.  

Trotz ihrer relativ geringen Anzahl haben 
die noch in Europa stationierten taktischen 
Nuklearwaffen einen hohen politischen 
Symbolwert. Dies träfe auch auf deren Ab-
zug zu. Ihn zu erleichtern bzw. zu ermögli-
chen signalisiert: Europäische Sicherheit ist 
nach dem Ende der Ost-West-
Auseinandersetzung nicht länger von der 
Stationierung amerikanischer Nuklearwaffen 
in Europa abhängig. Für die Beziehungen zu 
Rußland ist dies wichtiges vertrauensbilden-
des Signal und eröffnet die Perspektive einer 
Denuklearisierung der Beziehungen zwi-
schen der NATO und Rußland.  

In der Vergangenheit war die Tatsache, daß 
wichtige nicht-nukleare Staaten Europas an 
der Fähigkeit zum Einsatz amerikanischer 
Nuklearwaffen im Krieg aus politischen und 
Statusgründen weiterhin festgehalten haben, 
eines jener politischen Hindernisse, die ame-
rikanisch-russischen Verhandlungen über 
die Reduzierung oder Eliminierung taktisch-
nuklearer Waffen im Wege standen. Diese 
Staaten haben – überspitzt formuliert – so-
mit einen eigenständigen Beitrag dazu ge-
leistet, daß Verhandlungen über eine Redu-
zierung oder Eliminierung dieser Waffen 
bislang nicht zustande gekommen sind. 
Heute können sie in gleicher Weise einen 
eigenständigen Beitrag leisten, um solche 
Verhandlungen zu ermöglichen und ihren 
positiven Abschluß zu erleichtern. Die Vor-
aussetzung dafür ist, daß diese Staaten in 
Anerkennung der Veränderungen nach dem 
Ende des Kalten Krieges ihrer Bereitschaft 
zum Verzicht auf die technische nukleare 
Teilhabe ausdrücken. 

Indirekt kommt diesem Schritt sogar noch 
eine erheblich größere Bedeutung zu. Er 
kann mitentscheidend dafür sein, wie das 
nächste amerikanisch-russische START-
Abkommen zur nuklearen Abrüstung aus-
fällt. Wird es – wie die beiden bisherigen 
Abkommen – lediglich eine weitere Begren-
zung der strategischen Trägersysteme bein-
halten, die zum Transport nuklearer Ge-
fechtsköpfe bereitgehalten werden? Dann 
reduziert es die Zahl einsetzbarer Nuklear-
waffen um einige weitere Tausend, trifft a-
ber keine Festlegung, was mit den nuklearen 
Gefechtsköpfen selbst geschehen soll. Oder 
wird dieses künftige Abkommen so ange-
legt, daß es möglichst umfassend und weit-
reichend ist? Dies entscheidet sich vor allem 
auch daran, ob taktische Nuklearwaffen und 
eine verifizierbare Delaborierung überschüs-
siger Sprengköpfe Gegenstand des Ab-
kommens werden oder nicht. Wird die Mög-
lichkeit zu einer Einbeziehung taktischer 
Waffen eröffnet, so kann ein künftiges Ab-
rüstungsabkommen im beiderseitigen Inte-
resse viel umfassender ausfallen und zu er-
heblich tieferen Einschnitten in die vorhan-
denen Sprengkopfpotentiale führen als dies 
sonst der Fall wäre. Ein START-3 Abkom-
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men unter Einbeziehung taktischer Waffen 
kann 

• eine gemeinsame Obergrenze für alle 
künftig noch zulässigen Nuklearspreng-
köpfe festlegen, gleichgültig, ob diese 
aktiv oder inaktiv, strategisch oder tak-
tisch sind; beide Seiten, die USA und 
Rußland, wären innerhalb dieser Ober-
grenze frei zu entscheiden, wie viele 
Sprengköpfe welcher Art und Bereit-
schaft sie beibehalten wollen; 

• einen einfachen, glaubwürdigen und für 
beide Seiten akzeptableren Verifikati-
onsmechanismus für die Delaborierung 
von Sprengköpfen beinhalten, der auf 
dem Prinzip des Monitorings in den De-
laborierungsprozeß eingebrachter 
Sprengkopfcontainer und herauskom-
mender Pitkontainer beruht6. 

Ein solches Abkommen würde Tausende 
zusätzlicher Nuklearsprengköpfe erfassen 
und der Delaborierung zuführen und 
zugleich erstmals die verifizierbare Delabo-
rierung von Sprengköpfen (und nicht nur 
von Trägersystemen) behandeln. Zudem 
würde es erstmalig zu vertraglich vereinbar-
ter Abrüstung im taktisch-nuklearen Bereich 
führen. 

Da die wirtschaftliche Lage es Rußland zur 
Zeit außerordentlich schwer macht, in der 
Finanzierung teurer Abrüstungsmaßnahmen 
eine finanzielle Priorität zu sehen, wäre das 
gleichzeitige Angebot technischer und fi-
nanzieller Hilfe bei der Umsetzung eines 
solchen Abkommens eine wichtige beglei-
tende Maßnahme. Sie könnte die Bereit-
schaft Rußlands erheblich erhöhen, sein 
taktisches Arsenal transparent zu machen 
und dessen Reduzierung mit westlicher 
Unterstützung voranzutreiben. Gerade auch 
hier wäre eine Mitwirkung der nicht-
nuklearen Staaten der NATO im eigenen 
und gemeinsamen europäischen 
Sicherheitsinteresse angebracht. 

Die Aufgabe der technischen Seite der nuk-
learen Teilhabe hätte aber nicht nur positive 
Auswirkungen auf den nuklearen Abrü-
stungsprozeß, sondern auch auf die Zukunft 
und Stärkung des nuklearen Nichtverbrei-
tungsregimes. 

Stärkung des nuklearen Nichtverbrei-
tungsregimes 

Die nukleare Teilhabe stellt heute eine Be-
lastung des nuklearen Nichtverbreitungsre-
gimes dar. Dies gilt vor allem im Hinblick 
auf den Atomwaffensperrvertrag (NVV), 
das Kernstück des Regimes. Seit Jahren se-
hen die Neutralen und Nichtpaktgebunde-
nen Staaten in der nuklearen Teilhabe eine 
Verletzung des Sperrvertrags. Diese erlaube 
im Kriegsfall den Einsatz von Nuklearwaf-
fen durch Staaten, die dem NVV als nicht-
nukleare Staaten beigetreten sind und stehe 
somit im Widerspruch zum deren Verpflich-
tungen aus Artikel II des Vertrages. Die 
USA als Nuklearwaffenstaat verstießen ge-
gen Artikel I des NVV. Neben der Kritik an 
dem mangelnden Interesse der Nuklearwaf-
fenstaaten an zügiger nuklearer Abrüstung 
hat sich dieses Argument in jüngster Zeit als 
gewichtige, kontinuierlich vorgetragener 
Kritikpunkt erwiesen7. 

Im April dieses Jahres fand in New York ei-
ne Überprüfungskonferenz des NVV statt. 
Erneut wurde bei dieser Gelegenheit die 
technische nukleare Teilhabe der NATO 
von mehr als 100 Staaten kritisiert, und die 
NATO-Staaten wurden aufgefordert, "die 
nukleare Teilhabe für militärische Zwecke 
zu unterlassen"8 und dadurch ihrer Ver-
pflichtung nachzukommen, die Artikel I und 
II vollständig zu implementieren. Die 
NATO habe sich mit der nuklearen Teilha-
be ein Schlupfloch geschaffen, die Restrikti-
onen des Sperrvertrags zu umgehen. Die 
blockfreien Staaten bewerten die Übertra-
gung von nuklearer Verfügungsgewalt im 
Kriegsfall als Spezialfall nuklearer Prolifera-
tion, wenn amerikanische Nuklearwaffen 
z.B. auf deutschen Tornado-Flugzeugen und 
von deutschen Piloten zu ihren Zielen ge-
flogen würden. Sie werfen der NATO vor, 
"daß Artikel I und II des NVV keinerlei 
Ausnahmen zulassen, und daß der NVV für 
die Vertragsparteien gleichermaßen in Frie-
denszeiten und Kriegszeiten bindend ist."9 
Die USA und mit ihnen die NATO lehnen 
diese Interpretation ab und betonen die vol-
le Übereinstimmung zwischen nuklearer 
Teilhabe und den Regelungen des Sperrver-
trags. Die Nuklearsprengköpfe seien in 
Friedenszeiten unter strikter Kontrolle der 
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USA. In Kriegszeiten sei der Sperrvertrag 
ohnehin nicht mehr rechtsbindend.  

Die nukleare Teilhabe der NATO unter-
gräbt die Glaubwürdigkeit des nuklearen 
Nichtverbreitungsregimes. Die Zweifel der 
blockfreien Staaten an ihrer Zulässigkeit 
sind nur von der Hand zu weisen, wenn 
man die Auffassung der NATO teilt, daß 
jene kryptisch formulierten, einseitigen In-
terpretationen, die einzelne NATO-Staaten 
bei der Unterzeichnung des Vertrages hin-
terlegten und die die USA im Rahmen des 
nationalen Ratifizierungsprozesses abgaben, 
ohne sie zu hinterlegen, die Rechtmäßigkeit 
der Nuklearen Teilhabe rechtfertigen könn-
ten. Würde diese Auffassung geteilt, so wäre 
eine weit gewichtigere Schwächung des 
NVV die Folge: Das rechtmäßige Zustan-
dekommen des Vertrages könnte von vielen 
Mitgliedern in Zweifel gezogen werden, da 
sie bei ihrer Unterzeichnung bzw. Ratifizie-
rung keine Kenntnis von diesen Interpreta-
tionen bzw. deren faktischer Bedeutung hat-
ten10.  

Wenn jene nicht-nuklearen Staaten, die Fä-
higkeiten zum Nuklearwaffeneinsatz besit-
zen, diese aufgeben würden, so würden sie 
somit zugleich einen wesentlichen Beitrag 
zur Stärkung des NVV leisten. Sie könnten 
jeden Zweifel an ihrer Bereitschaft ausräu-
men, ihre Verpflichtungen aus dem NVV 
jederzeit einzuhalten und somit das Nicht-
verbreitungsregime insgesamt stärken. Die 
Notwendigkeit entfiele, unter den Vertrags-
partnern Einigkeit herbeizuführen, ob die 
nukleare Teilhabe vertragskonform oder 
vertragswidrig ist.  

Ein Nichtverbreitungsregime mit unter-
schiedlichen Rechten und Pflichten kann je-
denfalls nicht auf Dauer stabil sein. Ein Ver-
zicht auf die technische Fähigkeit für den 
Einsatz von Nuklearwaffen ist dagegen ein 
eindeutiges Zeichen, daß die NATO-Staaten 
die universelle Gültigkeit der Regelungen 
des Sperrvertrags auch für sich selbst ver-
bindlich anerkennen. 

Indirekt kommt eine weitere für das Nicht-
verbreitungsregime positive Auswirkung 
hinzu. Es werden auch die Negativen Si-
cherheitsgarantien gestärkt, die 1995 eine 
Voraussetzung für die Zustimmung vieler 

blockfreien Staaten zur unbefristeten und 
unkonditionierten Verlängerung des NVV 
waren. Der freiwillige Verzicht auf die Fä-
higkeit, Nuklearwaffen einzusetzen, wäre 
zudem ein deutliches Signal der nicht-
nuklearen Staaten der NATO an alle ande-
ren Vertragsparteien, daß Rolle und Funkti-
on von Nuklearwaffen in der NATO-
Strategie nicht weiter ausgedehnt, sondern 
reduziert werden. 

NATO-Nuklearpolitik und Völkerrecht  

Nach dem Rechtsgutachten des Internatio-
nale Gerichtshofes (IGH) verstoßen die ak-
tuellen Einsatzplanungen zur nuklearen 
Teilhabe gegen das Völkerrecht. In dieser 
Entscheidung von 1996 stuft der IGH nicht 
nur einen Nuklearwaffeneinsatz generell als 
gravierenden Verstoß gegen das Völkerrecht 
ein, sondern auch bereits die Androhung 
von Nuklearschlägen11. Das Votum des 
IGH entzieht der Nuklearpolitik der letzten 
fünfzig Jahre die rechtliche Legitimation.  

Der Verzicht der nicht-nuklearen NATO-
Staaten auf die Fähigkeit, Nuklearwaffen im 
Kriegsfall einzusetzen kann in gewissem 
Umfang dazu beitragen, die NATO mit den 
Regelungen des Völkerrechts in größere 
Übereinstimmung zu bringen. In Einklang 
mit diesen Regeln bringt er sie nicht.  

Beim Gutachten des IGH handelt es sich 
wohlgemerkt nicht um ein Gerichtsurteil, 
das verbindlich Völkerrechtsnormen setzt 
und auslegt. Laut UN-Charta trifft der IGH 
vielmehr sorgfältig und unter Anwendung 
rechtsstaatlicher Kriterien Unterscheidun-
gen darüber, was völkerrechtskonform ist 
und was nicht. Und von diesen Normen 
kann sich auch die NATO als internationale 
Organisation nicht freimachen. Es wäre 
kontraproduktiv, die vom IGH festgestellte 
Rechtslage zu ignorieren und sich damit ü-
ber rechtsstaatliche Grundsätze hinwegzu-
setzen.  

Auch unter dem Aspekt der an Rechtsnor-
men gebundenen politischen Legitimation 
ist es hilfreich, wenn die nukleare Teilhabe 
der nicht-nuklearen NATO-Staaten auf 
Nuklearplanung und nuklearen Konsultati-
onen beschränkt wird. Dies könnte es der 
NATO erleichtern, Nuklearwaffen wie 
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schon 1990 in London wieder als „letztes 
Mittel“ zu bezeichnen, über deren Einsatz 
nur nachgedacht werden würde, wenn die 
staatliche Existenz eines oder mehrerer 
NATO-Mitglieder auf dem Spiel steht, d.h. 
wenn sie von vollständiger physischer Ver-
nichtung bedroht sind. Dies ist der einzige 
Fall einer Drohung mit einem Nuklearwaf-
feneinsatz, den die Richter des IGH nicht 
einstimmig als rechtswidrig verurteilt haben. 
Daraus allerdings zu schlußfolgern, daß er 
rechtmäßig wäre, widerspräche Geist und 
Wortlaut des Gutachtens. 

Schlußbemerkung 

Auf eine weitere Auswirkung des Verzichtes 
aller nicht-nuklearen Staaten auf die Fähig-
keit Nuklearwaffen einzusetzen sei abschlie-
ßend hingewiesen. Ein „einheitlicher Status“ 
aller nicht-nuklearen Staaten in der NATO 
führt auf mittlere Sicht voraussichtlich dazu, 
daß diese gemeinsame Interessen im Hin-
blick auf die Nuklearpolitik der Allianz her-
ausarbeiten und diese gemeinsam wirksamer 
artikulieren und durchsetzen können. Dies 
gilt für alle Aspekte der Nuklearpolitik, auch 
die Rüstungskontroll-, Abrüstungs- und 
Nichtverbreitungspolitik. 

Ein Verzicht auf die technische Mitwirkung 
im Rahmen der nuklearen Teilhabe sollte im 
Bündnis behandelt und als neues Element in 
die Rüstungskontrollverhandlungen mit der 
Russischen Förderation eingebracht werden. 
Dies würde nicht nur diesen Verhandlungen 
einen Impuls geben, sondern auch die bis-
lang eher marginale Rolle der bisherigen 
Träger der technischen nuklearen Teilhabe 
im Rahmen dieser Verhandlungen stärken. 
Allein die Option, bei der weiteren Beseiti-
gung der Kernwaffen-Kulisse des Kalten 
Krieges zum verstärkten Abbau nuklearer 
Gefechtsköpfe beitragen zu können, sollte 
nicht zuletzt für die Europäer einen großen 
politischen Anreiz bilden. Unterstützung 
durch wirtschaftliche und technische Dela-
borierungshilfe wäre eine Zukunftsinvestiti-
on in die Sicherheit und im wohlverstande-
nen Eigeninteresse der europäischen 
NATO-Staaten.  

Ein Verzicht der nicht-nuklearen Staaten auf 
technische Beteiligung an nuklearer Teilhabe 

würde die nukleare Rüstungskontrolle auf 
der horizontalen Ebene zwischen den USA 
und Rußland voranbringen und die vertikale 
Rüstungskontrolle im Rahmen des NVV mit 
größerer Glaubwürdigkeit neu justieren. Vor 
allem aber würde dies der NATO erlauben, 
praktische und kostengünstige Schritte für 
ihre erklärten politischen Ziele, Rüstungs-
kontrolle, Abrüstung und Nichtverbreitung, 
einzuleiten.  
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